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Nach Begrüßung von Landesrat Anschober betont dieser, dass die Aufarbeitung der Abläufe
während des Hochwassers in seinem Bereich voll im Gange ist. Es gibt bereits erste Antworten
von Verantwortlichen wie dem Verbund, der Via Donau etc., allerdings sind noch zahlreiche
Fragen aufgetaucht und somit noch offen, denen aber noch nachgegangen wird.

Gleichzeitig wird intern an Verbesserungsmaßnahmen gearbeitet- so erfolgt neben einer
internen auch eine externe Evaluierung des Hydrographischen Dienstes durch die TU Wien.
Weiters erfolgt auf Auftrag von LR Anschober eine externe Evaluierung der
Wehrbetriebsordnungen durch die Uni Kassel Grundsätzlich ist aber festzustellen, dass für die
Erlassung und Änderung der Wehrbetriebsordnungen das Lebensministerium zuständig ist.
Vorliegende Schwächen müssen jedenfalls verbessert werden.

Landesrat Anschober erläutert zunächst die Zuständigkeiten: in seinem Zuständigkeitsbereich
liegt die Errichtung von Hochwasserschutzmaßnahmen sowie der Hydrografische Dienst, für
den Katastrophenschutz, die Informationsketten zu den Krisenstäben auf den
Bezirkshauptmannschaften bzw. vor Ort sowie für Evakuierungsmaßnahmen im
Katastrophenfall sind LH Dr. Pühringer und LR Hiegelsberger zuständig, die auch die
Einsatzprotokolle veröffentlicht haben.

Grundsätzlich sind die Kompetenzen an der Donau relativ zerstreut, das Umweltministerium ist
als oberste Wasserrechtsbehörde für die Bewilligung der Donaukraftwerke sowie deren
Wehrbetriebsordnungen zuständig. In den wasserrechtlichen Bewilligungsbescheiden ist die
Auflage formuliert, dass durch das Kraftwerk keine Hochwasserverschärfung für die Region
eintreten darf. Die Donau muss quasi so arbeiten, wie das ohne die Kraftwerke der Fall wäre.
Die Wehrbetriebsordnung wiederum regelt, wie die Kraftwerke gefahren werden müssen, damit
ein bestimmter, festgelegter Pegel gehalten werden kann.

Beim Runden Tisch am 9. Juli waren neben Vertretern des Umweltministeriums, des
Infrastrukturministeriums, des Verbunds, Bezirkshauptmannschaften, Feuerwehren,
Landesfeuerwehrkommando, Via Donau, die die aufgeworfenen Fragen beantwortet haben.



Seite 2

Seitens des Verbunds wurde beim Runden Tisch am 9. Juli. 2013 beteuert, dass sie sich zu
100 Prozent an die Wehrbetriebsordnungen gehalten haben. Dies wird noch auf Basis der
Daten der Via Donau sowie des Verbundes durch das Umweltministeriums als zuständige
Behörde überprüft. Die Ergebnisse werden für Ende Juli 2013 erwartet.

Allerdings wird durch Landesrat Anschober eine zusätzliche externe Überprüfung durch die
Universität Kassel erfolgen, da eine externe Institution möglichst weit weg von Oberösterreich
gewährleistet, dass völlige Objektivität und Transparenz gegeben ist. Dabei soll überprüft
werden, ob die Wehrbetriebsordnungen eingehalten wurden bzw. ob es
Optimierungsmöglichkeiten, wie zB durch Vorabsenken der Wasserspiegel, gegeben hätte.

Daneben gibt es noch eine externe Evaluierung durch das Institut Pöyry, die eine Hydrologische
Modellierung vornehmen. Dabei soll versucht werden, den Verlauf des Hochwassers zu
rekonstruieren: was ist tatsächlich abgelaufen, wo gab es einen Rückstau, wo sind die Wellen
gelaufen, wo ist das Wasser konkret geflossen.

Gleichzeitig wird durch die TU Wien neben der internen Evaluierung auch eine externe
Evaluierung des Hydrographischen Dienstes erfolgen. Dabei sollen allfällige
Verbesserungsmöglichkeiten bezüglich Prognosemodell etc samt Vergleich der hydrografischen
Dienste in NÖ und Bayern erfolgen. Allerdings wurde bereits Sonntagabend durch den
Hydrografischen Dienst bekanntgegeben, dass der Wasserstand rund einen Meter über dem
von 2002 liegen wird. Letztendlich war die Prognose des Hydrographischen Dienstes nicht so
weit entfernt von den tatsächlich eingetretenen Höhen.

Interessant sind dabei insbesondere auch die Beobachtungen der Betroffenen, manche
sprechen von kontinuierlichem Ansteigen in der Nacht von Montag auf Dienstag, manche
wiederum von einer schnell ansteigenden Welle. LR Anschober ersucht hier, der Abteilung
Oberflächengewässerwirtschaft des Landes Oberösterreich unter ogw.post@ooe.gv.at
Beobachtungen mitzuteilen, damit diese in die Modellberechnungen einbezogen werden
können.

Ein Anrainer berichtet, dass bis zum Montag um rund 16: 00 Uhr das Schwemmgut zügig
vorbeigezogen sei, allerdings ab Montag ab 16:00 Uhr das Wasser nahezu gestanden sei. In
seinem Bereich lag es rund 50 cm über 2002, teilweise sind starke Strömungen vorhanden
gewesen. Zwischen 21:00 und 22:00 Uhr war eine extrem starke Strömung vorhanden, die
stärksten Anstiege waren von Sonntag auf Montag bzw. von Montag auf Dienstag jeweils in der
Nacht zwischen 02:00 und 05:00 Uhr zu verzeichnen gewesen.

Landesrat Anschober teilt dazu mit, dass durch die Modellierung, also durch eine
Rekonstruktion des Hochwasserflusses dafür sicher eine Erklärung gefunden wird. Das
Ergebnis wird in einem Film anschaulich dargestellt. Eine Erklärung, die die Experten derzeit
haben, ist jene, dass die Lage durch die große Wasserhöhe, durch den Rückstau und durch
jene Mengen, die über die Überströmstrecken geflossen sind, verschärft wurde.

Zur Frage, ob seitens des Kraftwerks Aschach zu viel Wasser abgelassen worden sei, da nur in
Goldwörth Hochwasser war, stellt Landesrat Anschober ehrlicher Weise fest, dass er die
fachliche Erklärung seitens der Experten beim Runden Tisch nicht verstanden hat.

Zur Frage nach der Stabilisierung des Dammes in Feldkirchen teilt Landesrat Anschober mit,
dass ihm der Verbund zugesagt hat, diesen vorrangig zu reparieren. Es besteht grundsätzlich
der Wunsch der AnrainerInnen nach einem Gespräch mit dem Verbund und zwar ehest möglich
und vor Ort. Dieser Wunsch wird von LR Anschober an den Verbund weitergeleitet werden.

Die Frage eines Anrainers, der kritisiert, dass beim Runden Tisch davon gesprochen worden
sei, dass die Kraftwerke Ottensheim und Aschach nicht vergleichbar seien, aber seiner Ansicht
nach eine gesamthafte, gleiche Betrachtung der Donaukraftwerke erfolgen muss, wird darauf
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hingewiesen, dass damals von den geografischen Unterschieden der Lage der Kraftwerke
Ottensheim (Engstelle vor Linz) und Aschach (weites Eferdinger Becken) gemeint war. Die
jeweiligen Wehrbetriebsordnungen der Donaukraftwerke sind nach Auskunft des
Lebensministeriums auf einander abgestimmt. Ein Anrainer verweist auf die Einsichtnahme der
Wehrbetriebordnungen im Internet (unter www.hochwasser2013.at).

Ein Anrainer befürchtet, dass grundsätzlich jede Abteilung für sich allein betrachtet, richtig
gehandelt hat, das Endergebnis aber trotzdem nicht gepasst hat. Was ist, wenn wieder ein
Hochwasser kommt. Werden die Vorschriften überdacht?

Landesrat Anschober hat diesbezüglich bereits das Lebensministerium ersucht, eine
Überprüfung der Wehrbetriebsordnungen auf Basis der Erkenntnisse des Hochwassers 2013
durchzuführen. Seines Erachtens ist es nicht richtig, sich rein auf die Suche nach Schuldigen zu
beschränken, sondern bestehende Schwächen sollten erkannt und korrigiert werden. So soll es
z.B. ein rotes Telefon zwischen Krima und Verbund geben.

Seitens des Umweltressorts wird jedenfalls alles evaluiert, soweit dies im Zuständigkeitsbereich
von LR Anschober liegt. Im September können erste Ergebnisse präsentiert werden, die auch
umgesetzt werden. LR Hiegelsberger führt in seinem Bereich, dem Katastrophenschutz,
ebenfalls eine Evaluierung durch.

Ein Anrainer befürchtet, dass es Absprachen gegeben hätte, damit der Machlanddamm
geschützt werde. In Wien hätte es kein Hochwasser gegeben.

Weiters gab es bereits eine Anfrage von LR Anschober an den Verbund, ob die
Wehrbetriebsordnungen eingehalten wurden bzw. ob es Absprachen / Abmachungen zum
Schutz des Machlanddammes gegeben hätte. In seiner Antwort betont der Verbund, dass es
keinerlei politische Interventionen bezüglich des Machlanddammes gegeben hätte. Die
Wehrbetriebsordnungen halten fest, dass ein bestimmter Pegel bei bestimmten
Durchflussmengen gehalten werden müssen. Vom Verbund und seitens der obersten
Wasserrechtsbehörde, dem Lebensministeriums, wurde verneint, dass es dabei
Handlungsspielräume gebe.

Im Bereich des Machlandes gab es 2002 vergleichbare Schäden wie sie nunmehr im Eferdinger
Becken entstanden sind. Damals gab es im Eferdinger Becken ein HQ 25-30, während im
Machland bei einem HQ 100 rund 500 Mio. Euro an Schäden entstanden sind. Nach dieser
Katastrophe haben die Gemeinden dort Hochwasserschutzprojekte forciert. Die Vorgabe in
einem UVP-Verfahren, wie es im Bereich des Machlandes durchgeführt wurde, ist, dass es
unterhalb und oberhalb des geplanten Hochwasserschutzesprojektes zu keinerlei
Verschlechterungen führen darf. Ansonsten kann kein positiver UVP-Bescheid ausgestellt
werden.

Im Bereich des Machlandes wurden letztendlich 253 Absiedelungen durchgeführt, um
Retentionsraum zu gewinnen und die Lage für NÖ nicht zu verschlechtern. Vor 1860 gab es
relativ viel Platz für die Donau, durch Regulierungen wurde ihr Bett sehr eingeengt und im
Katastrophenfall sucht sie sich offenbar die gleichen Wege wie früher.

Beim Hochwasserschutzprojekt Machland ist festzustellen, dass es sich hier nicht nur um einen
Damm, sondern vielfach um die Schaffung von Retentionsraum handelt, da die Dämme sehr,
sehr nahe an kompakten Siedlungsstrukturen, weit von der Donau entfernt, herangeführt
wurden. Außerdem gab es viele Absiedelungen zur Schaffung von Retentionsraum. Der
Machanddamm, der auf HQ 100 ausgelegt ist, hat deswegen gehalten, weil bereits ab Sonntag
die Wasserspiegel von Enns und Steyr gesunken sind. Enns und Steyr hatten am Sonntag
bereits ihren höchsten Stand erreicht und dies hat dem Machlanddamm geholfen.

http://www.hochwasser2013.at/


Seite 4

Der Machlanddamm ist auf HQ 100 ausgelegt, zusätzlich gibt es ein Freibord. Ein
Hochwasserschutz, der auf mehr als HQ 100 ausgelegt ist, wird seitens des Ministeriums nicht
gefördert.

Beim Vergleich der Hochwasserereignisse von 1954 und 2013 fällt auf, dass die Pegelstände
und Durchflussmengen jeweils wesentlich anders waren. Es muss sich nach Ansicht eines
Anrainers daher etwas durch die Kraftwerkskette verändert haben.

Im September liegen nach LR Anschober erste Antworten der externen Evaluierungen vor und
werden bei einer Veranstaltung die Ergebnisse öffentlich präsentiert werden. Jede Maßnahmen,
die eigenen Bereich, also im Umweltressort setzen können, werden gesetzt.

Ein weiterer wesentlicher Kritikpunkt war die mangelnde Berichterstattung durch die Medien,
insbesondere den ORF. Im ARD gab es stündlich eine Sondersendung, in Oberösterreich
jedoch nichts. Bei der Landeswarnzentrale habe beim Telefon niemand abgehoben. Radio
Oberösterreich hat 2002 alle halbe Stunde die Pegelstände durchgegeben, heuer wurde nichts
dergleichen gemacht. Auffällig sei nach Ansicht eines Anrainers auch, dass die falsche E-Mail
Adresse vom Verbund genau in jener Zeit verwendet wurde, wo die Flutwelle gekommen ist. Es
sei unvorstellbar, dass der Verbund nicht merke, dass eine veraltete E-Mail Adresse verwendet
werde. Auch sei nicht erklärlich, warum in Aschach die Absenkung um sechs Meter erfolgte, in
Ottensheim nur um 0,6 Meter. Eine weitere Frage richtet sich nach dem Zeitpunkt des
Vorliegens des Gutachtens der Universität Kassel.

Das Gutachten der Uni Kassel wird laut LR Anschober in zwei Teilen vorliegen: Für einen Teil
seien die Daten aus dem Lebensministerium notwendig, auf die noch gewartet wird. Anfang
September soll jedenfalls der erste Teil mit der Frage nach der Einhaltung der
Wehrbetriebsordnung vorliegen; jener Teil, wo Optimierungsbedarf aufgrund der
Wehrbetriebsordnungen erhoben wird, wird länger dauern.

Jedenfalls wird das Ergebnis der Universität Kassel öffentlich publiziert.

Zur Frage, wie es in den Überflutungsgebieten weitergeht, teilt LR Anschober folgendes mit:

Es gab bereits Kontakte seitens des Landes zu BM Bures, aus deren Ressort 50 % des
Hochwasserschutzes an der Donau gefördert werden. Bislang gab es ein außerordentlich gutes
Verhältnis zu BM Bures, die bislang immer das, was versprochen wurde, auch eingehalten hat.

Jedenfalls soll für das gesamte Eferdinger Becken ein Schutzprojekt entwickelt werden, wobei
es allerdings zu keinerlei Verschlechterungen der Ober- und Unterlieger kommen darf. Erhalt
und Vergrößerung des Retentionsraumes ist wesentlicher Bestandteil dieses Schutzprojektes,
da ansonsten ein positiver Bescheid nicht möglich ist. Es wird jedenfalls das
Hochwasserschutzprojekt eine Summe von vielen Maßnahmen darstellen – also Absiedeln,
Errichtung von Dämmen, Öffnen von Altarmen, Einzelmaßnahmen oder mobile Elemente. Ein
Beteiligungsprozess mit den Betroffenen soll ab Herbst gestartet werden. Als ersten Schritt
haben Ziviltechniker bereits Hochwassermarken aufgenommen.

Ein weiterer Problempunkt sind für die betroffenen BürgerInnen die abgelagerten Sedimente.
Hier betont LR Anschober, dass es am Donnerstag eine Gesprächsrunde zu diesem Thema mit
Vertretern des Verbundes geben wird. Jedenfalls können diese Sedimente nicht einfach in
großen Mengen in die Donau zurückgegeben werden. Es muss zunächst geklärt werden, ob die
Donau überhaupt noch aufnahmefähig ist und erst wenn die Ergebnisse der
Echolotuntersuchung vorliegen, ist darüber zu entscheiden. Auch für die Klärung der
Rechtsfrage bezüglich Sedimente ist das Lebensministerium zuständig, wobei relativ lange Zeit
verstrichen ist, bis eine Antwort der obersten Wasserrechtsbehörde vorhanden war.
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Auf landwirtschaftlichem Grund darf nach Auskunft des Ministeriums jenes Material, das nicht
kontaminiert und bis zu 40 cm hoch ist, jedenfalls eingeackert werden. Im Umfeld der
Überströmstrecken ist jedenfalls der Verbund für die Räumung zuständig. Das Rückkippen in
die Donau wurde eingestellt, da dies wasserrechtlich bewilligungspflichtig ist. Dabei müssen
Sachverständige entscheiden, ob und wie viele Sedimente zurück verbracht werden können.
Allerdings wurde bislang kein Antrag auf wasserrechtliche Bewilligung durch den Verbund
gestellt.

Zurückkommend zum Hochwasserschutzprojekt Eferdinger Becken besteht relativ großer
Zeitdruck. In rund zwei Jahren soll das Projekt stehen. Ab Herbst wird es Zwischenrunden mit
den BürgerInnen geben, wobei ein Teil des Projektes sicher Absiedelungen sein werden. Wo
genau das sein wird, kann man in großen Bereichen erst sagen, wenn das Projekt vorliegt. Es
gibt aber Bereiche, wo von vornherein klar ist, das abzusiedeln ist.

LR Anschober betont, dass das Ziel eine vergleichbare Vorgangsweise wie beim Machland ist.
Allerdings gab es zwischenzeitig einen Landesrechnungshofbericht, dessen Empfehlungen
seitens des Landtages angenommen wurden und die daher anzuwenden sind. Es können
daher nicht zu hundert Prozent die gleichen Konditionen wie beim Machland gewährt werden.
Soweit es allerdings möglich und zulässig ist, werden diese Konditionen gewährt.
Absiedelungswillige sollen sich jedenfalls beim Bürgermeister melden.

Schwierig ist jedenfalls die Aufstellung eines entsprechenden Budgets. LR Anschober versucht
im August eine endgültige Einigung mit BM Bures zu erreichen, wobei die Einigung auch über
den Wahltag hinaus halten muss. Im Herbst können hoffentlich alle offenen Fragen beantwortet
werden. Seitens des Landeshauptmannes gibt es die Zusage, dass das Land Oberösterreich
mitfinanziert. Der Förderschlüssel liegt bei 50:30:20 (Bund: Land: Interessent).

Im Machland gab es jedenfalls einen einzigen Schätzgutachter, damit eine einheitliche
Bewertung der Objekte und damit Transparenz gewährleistet ist. Ein zweites Kontrollgutachten
erfolgt durch das BMF, wobei auch die Abbruchkosten für die Häuser förderfähig sind. Die
Abteilung Raumordnung prüft weiters ab nächster Woche Optionen für Ansiedelungen, die nicht
weit weg von den bisherigen Siedlungsbereichen sein sollen. Im Machland wurde damals
Grünland umgewidmet und erhielt eine Sonderwidmung ("Bauland nur für Aussiedler"). LR
Anschober ersucht um Übermittelung noch offener Fragen, damit diese mit den zuständigen
Stellen abgeklärt werden können. Wenn alle Fragen geklärt sind, kann eine weitere Runde mit
Betroffenen stattfinden.

In bestimmten Bereichen wird es nach LR Anschober sicher Objektschutzmaßnahmen geben,
wo dies sein wird, kann allerdings noch nicht gesagt werden.

Die Klärung der Finanzierung und der Konditionen wird im August mit dem Ministerium erfolgen.
Bezüglich einer Mitsprache, wohin die Ansiedelung geschieht, ist festzustellen, dass zunächst
seitens der Raumordnungsabteilung Vorschläge erarbeitet werden. Diese müssen mit dem
Bürgermeister und den Betroffenen abgeklärt werden. Die Frage, ob Hagenau abgesiedelt wird,
kann noch nicht beantwortet werden. Klar ist, dass rasch entschieden werden muss, wo die
Absiedelung jedenfalls vorrangig erfolgen soll. Der Beginn dieses Arbeitsprozesses wird am
Montag mit den Bürgermeistern der Region erfolgen.

Im Zusammenhang mit der Absiedelung wird noch die Frage gestellt, ob alle
Absiedelungswilligen gleich behandelt werden. Hier betont LR Anschober, dass jene, die zuerst
abgesiedelt werden, sicher gleich behandelt werden wie spätere Absiedelungswillige. Auch im
Bereich des Machlandes gab es gewisse Diskussionen innerhalb von kleinen
Siedlungssplittern, wo absiedelungswillige und nichtabsiedelungswillige Betroffene lange
Diskussionsprozesse hatten. Auch dort gab es unangenehme Diskussionen.
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Grundsätzlich wird entweder ein Hochwasserschutzprojekt verwirklicht oder abgesiedelt.
Mettensdorf im Machland war insofern ein Problem, als dort einige große Landwirte mit großen
Schweineställen waren, die nicht abgesiedelt werden konnten, weil keine Ersatzflächen
gefunden wurden. Hier gab es den Kompromiss, diese dort zu belassen, allerdings erhielten sie
nur einen Schutz für HQ 30. Dies war den dort verbleibenden Bewohnern auch bekannt und
waren damit auch einverstanden.

Eine Höchstgrenze für Hochwasser ist nicht vorhersehbar, da Naturkatastrophen im Vorfeld
nicht in ihren Dimensionen vorhergesehen werden können. Die Klimaforscherin Dr. Kromp-Kolb
geht davon aus, dass mit steigenden Temperaturen auch der Wassergehalt in der Atmosphäre
steigt, damit erfolgt mehr Regen und in stärkerer Intensität. Es wird nicht mehr Hochwasser
geben, diese aber intensiver ausfallen. Die via donau geht derzeit beim Pegel Linz von einem
mehr als 200-jährigen Hochwasser aus. 2002 gab es im Eferdinger Becken nur ein 25 bis 30-
jähriges Hochwasser, während die Aist 2002 ein tausendjähriges Hochwasser hatte.

Die Höhe und Schwere des Hochwassers 2013 wird von Experten damit begründet, dass es
einerseits so wie 2002 die gleiche meteorologische Ausgangssituation, nämlich ein sog. 5b-
Gebiet, gab. Weiters trafen zwei Hochwasserwellen von Donau und Inn, die zeitlich ineinander
verschmolzen sind, zusammen und zusätzlich wurde es am Samstag immer wärmer und kam
somit zum Anstieg der Schneefallgrenze. Der Inn stieg daher in dramatischer Schnelligkeit und
Höhe und hat eine gefährliche Flutwelle mit sich gebracht.

Der Wunsch nach mehr Pegelmessstationen Donau- aufwärts wurde geäußert. Auch wurde
angeregt, dass die nach Normhöhen errichteten Stromkästen / Festnetzkästen für das Telefon
in Überflutungsbereichen erhöht errichtet werden. Dies wird in die Evaluierung aufgenommen.

Die Frage, wie das Inventar geschätzt werden kann, wenn kein Inventar mehr vorhanden ist,
wird geklärt. (Anmerkung: es werden die Häuser so geschätzt, wie wenn es kein Hochwasser
gegeben hätte).

LR Anschober berichtet, dass Bezirkshauptmann Kreisl von Perg gerne ein Treffen mit
Aussiedlern aus dem Machland organisiert, wenn dies gewünscht ist. Bei Bedarf sollte daher
die Gemeinde an BH Kreisl herantreten.

Angesprochen wurden auch die Spendenhilfe der unterschiedlichen Träger. (Anmerkung: Es
gibt eine Vergabekommission, in der Rotes Kreuz, Volkshilfe, Kinderfreunde, Samariterbund,
Hilfswerk, Diakonie, Caritas sowie Hilfe im eigenen Land vertreten sind, wobei alle übermittelten
Daten in eine gemeinsame Datenbank eingespeist werden, auf die die Vergabekommission
direkten Zugriff hat. Die Hilfsorganisationen, die bereits Geld an Betroffenen ausbezahlt haben,
legen diese Vergaben dem Vergabebeirat gegenüber offen, um bereits gewährte Mittel bei
zukünftigen Vergaben zu berücksichtigen. So soll eine gerechte Vergabe unter allen
Antragsstellern gewährleistet werden).

Für manche Anrainer ist es schwierig, so früh den Schaden an den Kartastrophenfonds zu
melden, die Folgeschäden sind oft noch unklar. LR Anschober wird diese Kritikpunkte an LR
Hiegelsberger als zuständigen Referenten weiterleiten.

Zur Frage, warum der Katastrophenfonds für die Schlammentsorgung aufkommt, wenn der
Verbund für die Räumung zuständig ist, ist darauf hinzuweisen, dass die
Räumungsverpflichtung auch durchaus private Grundeigentümer treffen kann, die außerhalb
jener Bereiche geschädigt wurden, die vom Verbund zu räumen sind. Für diese
Grundeigentümer muss es auch möglich sein, den Katastrophenfonds in Anspruch zu nehmen.

Zur Frage nach der Richtigkeit der Prognosen betont LR Anschober, dass Sonntagabend
bereits vom Hydrografischen Dienstag eine höheres Ereignis (1m über 2002) als 2002 bekannt
gegeben wurde und für Montagabend schon Prognosen für Linz 920 cm vorhanden waren. Was
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man laut den Experten nicht voraussehen konnte, war die Flutwelle. Was in der Nacht von
Montag auf Dienstag passiert ist, wenn es denn eine Welle war, konnte bislang nicht von den
Experten erklärt werden. Fraglich ist auch, ob es ein rasantes Ansteigen des Wassers war oder
eine Flutwelle - hier sind die Schilderungen von Betroffenen unterschiedlich.

Geprüft werden muss jedenfalls auf Wunsch der Anrainer, warum immer in der Nacht diese
starken Anstiege erfolgten. Die Anrainer in der Nacht nicht zu informieren, war nach deren
Ansicht fahrlässig. Auch ist es sehr sonderbar, wenn der Verbund nicht verpflichtet ist, eine
Flutwarnung zu geben. Abermals verweist LR Anschober auf die externe Evaluierung durch die
Uni Kassel.

Die Frage, warum keine Vorabsenkung der Kraftwerke vorgenommen wurde, wurde seitens des
Verbundes beim Runden Tisch so erklärt, dass dies nichts gebracht hätte, da ein derartig
großes Hochwasser nicht durch das Vorabsenken von Kraftwerken verhindert werden kann.

Eine Vorsorge ist aber immer wirtschaftlich sinnvoller, abgesehen vom menschlichen Leid, das
durch Hochwasserkatastrophen hervorgerufen wird. Vergleicht man die Errichtungskosten des
Machlanddammes mit 182,6 Mio. Euro und setzt ihm die Schäden 2002 in Höhe von rund 500
Mio. Euro gegenüber, so zeigt sich, dass dieses Projekt einen Sinn hatte.


